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Drucksache IV/2127 


Der Bundesminister des Innern 

VI B 5 - 62 348 A - 31/64 


Bonn, den 31. März 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr, : Großzügigere Öffnung von Grenzübergängen 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 6. Novem- 
ber 1963 

— Drucksache IV/1566 — 


Im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen teile 
ich zu Nr. 3 des Beschlusses folgendes mit: 

Die rd. 630 Grenzübergänge der Bundesrepublik sind vom 
Bundesminister des Innern im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen und dem jeweiligen Landesinnenminister 
unter Berücksichtigung des Bedürfnisses entweder allgemein 
für den Reiseverkehr oder für einen beschränkten Personen- 
kreis, insbesondere den Grenzverkehr, zugelassen worden. Die 
Klassifizierung der Grenzübergänge hat seit dem Jahre 1956 
weitgehend ihre frühere Bedeutung verloren, weil mit den 
Nachbarstaaten in den Abkommen über die Aufhebung des 
Paßzwanges vereinbart worden ist, daß die Inhaber gültiger 
Grenzübertrittsausweise die Grenze an jedem zugelassenen 
Grenzübergang überschreiten dürfen. 

Soweit für einen Grenzübergang Verkehrsstunden festgesetzt 
worden sind, ist der Grenzübertritt nur während dieser Zeiten, 
d. h. solange der Grenzübergang besetzt ist, gestattet. Auch das 
überschreiten der Grenze außerhalb der zugelassenen Grenz- 
übergänge kann aus Gründen einer ordnungsmäßigen Grenz- 
überwachung grundsätzlich nicht gestattet werden. 

Ausnahmen werden jedoch im Rahmen von Abkommen für 
solche Grenzbewohner zugelassen, die ein berechtigtes Inter- 
esse zum Grenzübertritt außerhalb der zugelassenen Grenz- 
übergänge oder außerhalb der festgesetzten Verkehrsstunden 
haben. Im einzelnen ist hinsichtlich der verschiedenen Grenz- 
abschnitte folgendes zu bemerken: 

Deutsch-dänische Grenze 

Der Grenzverkehr außerhalb der zum internationalen Perso- 
nenverkehr zugelassenen Grenzübergänge regelt sich nach dem 
Grenzverkehrsabkommen vom 30. Juni 1956 und dem Zusatz- 
abkommen vom 16. März 1959. Hiernach kann 
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1. Deutschen und Dänen allgemein sowie Inhabern von Frem- 
denpässen und Reiseausweisen für ausländische Flüchtlinge, 
die in den Grenzkreisen wohnen, die Erlaubnis zum Grenz- 
übertritt über drei nicht für den internationalen Verkehr 
zugelassene Grenzübergänge erteilt werden, 

2. Deutschen, Dänen sowie Inhabern von Fremdenpässen und 
Reiseausweisen für ausländische Flüchtlinge der Grenzüber- 
tritt über weitere fünf nicht für den internationalen Verkehr 
zugelassene Grenzübergänge gestattet werden, wenn sie im 
Umkreis von 5 km von dem betreffenden Grenzübergang 
wohnen, 

3. Personen, die von einem landwirtschaftlichen Betrieb aus 
landwirschaftliche Grundstücke auf der anderen Seite der 
Grenze bewirtschaften, sowie ihren Angehörigen und Be- 
diensteten die Erlaubnis erteilt werden, die Grenze auf dem 
kürzesten Wege zu diesen Grundstücken zu überschreiten. 


Deutsch-niederländische Grenze 

Nach dem Abkommen vom 3. Juni 1960 über den kleinen Grenz- 
verkehr kann Bewohnern der Grenzzonen (Gebietsstreifen von 
10 km auf beiden Seiten der Grenze), wenn sie auf Grund ört- 
licher Verhältnisse ein berechtigtes Interesse hieran haben, 
der Grenzübertritt außerhalb der zugelassenen Grenzüber- 
gangsstellen gestattet werden. Ein berechtigtes Interesse wird 
z. B. anerkannt, wenn Landwirte Grundstücke auf der anderen 
Seite der Grenze bewirtschaften oder wenn der Wohnsitz in 
der einen, Arbeitsstätte, Schule oder Kirche in der anderen 
Grenzzone liegen. 


Deutsch-belgische Grenze 

1. Grenzarbeitnehmern kann der Grenzübertritt außerhalb der 
zugelassenen Grenzübergangsstellen auf Grund einer Ver- 
einbarung vom 4. November 1954/21. Mai 1955 gestattet 
werden. 

2. Anderen Interessenten kann die Erlaubnis zum Grenzüber- 
tritt außerhalb der zugelassenen Grenzübergänge auf Grund 
einer „Vorläufigen Vereinbarung" der beiderseitigen für 
die Grenzüberwachung zuständigen Verwaltungen vom 
27. August 1958 erteilt werden. 

3. Der Entwurf eines Abkommens zur Ausführung des Arti- 
kels 14 des deutsch-belgischen Ausgleichsvertrages vom 
24. September 1956, der in seiner Konzeption dem oben- 
genannten deutsch-niederländischen Abkommen vom 3. Ju- 
ni 1960 entspricht, ist schon vor längerer Zeit der belgischen 
Regierung mit dem Vorschlag, alsbald Delegationsverhand- 
lungen aufzunehmen, übermittelt worden. 
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Deutsch-luxemburgische Grenze 

1. Auf Grund des Abkommens vom 25. Januar 1952 über den 
kleinen Grenzverkehr kann Bewohnern der Grenzzone (Ge- 
bietsstreifen von 10 km auf beiden Seiten der Grenze) die 
Erlaubnis erteilt werden, an zwölf nicht für den internatio- 
nalen Reiseverkehr zugelassenen Grenzübergangsstellen 
die Grenze zu überschreiten. 

Grenzarbeitnehmern und Nutzungsberechtigten von Grund- 
stücken sowie deren Familienangehörigen und Bediensteten 
kann außerdem gestattet werden, die Grenze auf dem kür- 
zesten Wege zu diesen Grundstücken zu überschreiten. 

2. Auch der luxemburgischen Regierung ist der Entwurf eines 
Abkommens, der in seiner Konzeption ebenfalls dem er- 
wähnten deutsch-niederländischen Abkommen vom 3. Ju- 
ni 1960 entspricht, mit dem Vorschlag, alsbald Delegations- 
verhandlungen aufzunehmen, übermittelt worden. 


Deutsch-französische Grenze 

Nach dem Abkommen vom 16. Dezember 1954 über den kleinen 
Grenzverkehr kann Grenzbewohnern (Gebietsstreifen von 
10 km auf beiden Seiten der Grenze) „in zwingenden Fällen" 
der Grenzübertritt außerhalb der zugelassenen Grenzübergänge 
oder außerhalb der festgesetzten Verkehrsstunden gestattet 
werden. Diese — für den saarländischen Abschnitt der deutsch- 
französischen Grenze nicht geltende Regelung ist zu eng. 
Der französischen Regierung ist deshalb schon vor längerer 
Zeit der Entwurf eines Abkommens, der in seiner Konzeption 
dem deutsch-niederländischen Abkommen vom 3. Juni 1960 
entspricht, mit dem Vorschlag, beschleunigt Delegationsver- 
handlungen aufzunehmen, zugeleitet worden. 


Deutsch-schweizerische Grenze 

Auf Grund des Abkommens vom 25. Januar 1952 über den 
Grenzübertritt von Personen im kleinen Grenzverkehr kann 
Grenzbewohnern im Einvernehmen der beiderseits zuständigen 
Behörden der Grenzübertritt außerhalb der zugelassenen 
Grenzübergangsstellen gestattet werden, „soweit dies im In- 
teresse der Land- und Forstwirtschaft erforderlich ist". Diese 
Regelung ist ebenfalls zu eng. Es ist deshalb beabsichtigt, auch 
der schweizerischen Regierung vorzuschlagen, ein neues Ab- 
kommen zu schließen, das den Erfordernissen des täglichen 
Lebens besser entspricht. 

Deutsch-österreichische Grenze 

Das deutsch-österreichische Abkommen vom 15. Septem- 
ber 1954 sieht ebenfalls vor, daß der Grenzübertritt außerhalb 
der zugelassenen Grenzübergangsstellen lediglich „im Interesse 
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der Land- und Forstwirtschaft" gestattet werden kann. Auch 
der österreichischen Regierung wird deshalb der Abschluß eines 
neuen Abkommens vorgeschlagen werden. 

Diese Ausführungen zeigen, daß Erleichterungen im Grenzver- 
kehr nicht einseitig von der Bundesregierung zugelassen wer- 
den können. Doch besteht die Bereitschaft, im Einvernehmen 
mit den Nachbarstaaten den Grenzübertritt soweit wie möglich 
zu erleichtern. Vereinbarungen dieser Art werden großzügig 
gehandhabt. So ist es beispielsweise ermöglicht worden, über 
die Grenze führende Wanderwege in grenznahen Waldgebieten 
zu öffnen und den Besuch von Ausflugslokalen zuzulassen. 
Die Bundesregierung wird auch weiterhin bemüht sein, die 
Belange der Grenzbevölkerung zu wahren. 


Hölzl 
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